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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Gewässerschutz

Die klare Annahme der neuen Wasserwirtschaftsartikel 24 bis und 24 quater in der
Volksabstimmung vom 7. Dezember beendete die rund zehnjährigen Bemühungen um
die Revision der verfassungsrechtlichen Grundlagen für die Bewirtschaftung und den
Schutz des Wassers. Die parlamentarische Beratung kam, von einer weiteren
Öffentlichkeit kaum beachtet, erst im Juni zum Abschluss. Das Seilziehen führte
schliesslich zu einem recht umfangreichen Verfassungstext, in welchem der strittigste
Punkt, die Kompetenzausscheidung zwischen Bund und Kantonen, durch Kompromisse
geregelt wurde. Der Bereich für die Grundsätze wie für die gesetzlichen Bestimmungen,
die der Bund «zur haushälterischen Nutzung und zum Schutz der Wasservorkommen
sowie zur Abwehr schädigender Einwirkungen des Wassers» aufstellen darf, wurden,
um einer Machtausweitung des Bundes Grenzen zu setzen, abschliessend aufgezählt.
Gesetzgebungskompetenzen werden dabei dem Bund unter anderem in den Fragen des
Gewässerschutzes, der Sicherung von Restwassermengen, der Wasserbaupolizei und
der Eingriffe zur Beeinflussung der Niederschläge eingeräumt. Lediglich Grundsätze
aufstellen darf der Bund beispielsweise über «die Erhaltung und Erschliessung der
Wasservorkommen, insbesondere für die Versorgung mit Trinkwasser». Die Verfügung
über die Wasservorkommen und die Erhebung von Abgaben für die Wassernutzung
stehen den Kantonen zu. Der neue Artikel 24 quater, der später einen eigentlichen
Energiewirtschaftsartikel bilden soll, gibt dem Bund wie bisher die Befugnis, über die
Fortleitung und die Abgabe der elektrischen Energie zu legiferieren. Die nunmehr
praktisch unbestrittenen Verfassungsartikel wurden schliesslich mit 858'720 Ja gegen
249'043 Nein angenommen. Von den Ständen lehnte lediglich das Wallis, wo die CVP
die Nein-Parole ausgegeben hatte, die Vorlage ab.

Abstimmung vom 07. Dezember 1975

Beteiligung: 30.9%
Ja: 858'720 (77.5%) / Stände: 18 6/2
Nein: 249'043 (22.5%) / Stände: 1 

Parolen:
– Ja: FDP, CVP (2*), SP, SVP, LPS, LdU, EVP, PdA, POCH, SD, REP, SGV, SBV, SGB, TravS
– Nein: keine
– Stimmfreigabe: keine
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.1975
ERNST FRISCHKNECHT

Les promoteurs de l'initiative «pour la sauvegarde de nos eaux�» ont considéré que la
révision de la loi sur la protection des eaux, à laquelle les Chambres ont mis un point
final à la fin de 1990, était, à leurs yeux, insuffisante. En conséquence, ils ont décidé de
ne pas retirer leur initiative, mais n'ont pas déposé de référendum. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.02.1991
SERGE TERRIBILINI

Luftreinhaltung

Ein Zwischenbericht zur Nationalfondsstudie über den Zusammenhang zwischen
Luftverschmutzung und Atemwegserkrankungen bei Kindern kam zu alarmierenden
Ergebnissen. Der Zentralverband der Verbindung der Schweizer Arzte (FMH), der sich
besorgt zeigte über die Gesundheitsgefährdung der Bevölkerung angesichts der
zunehmenden Umweltschädigung, erarbeitete ein Umweltschutzprogramm und setzte
eine ständige Arbeitsgruppe ein, die u.a. eine Dokumentation gesundheitsbezogener
Daten im Zusammenhang mit Umweltschädigung aufbaut. Die Arztinnen und Arzte der
Aktion "Luft ist Leben" richteten zudem einen Appell an den Nationalrat, er solle bei
seinen Beratungen über das Luftreinhalte-Konzept alles daran setzen, die
Schadstoffbelastung der Luft in der gebotenen Eile auf den Stand der 50er Jahre zu
verringern. Auch die Umweltschutzorganisationen, die das Luftreinhalte-Konzept als
ungenügend erachteten, forderten das Parlament auf, zusätzliche Massnahmen zu

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.12.1987
KATRIN HOLENSTEIN
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beschliessen. Nur mit einer Verminderung des Verbrauchs von Treibstoff und
chemischen Lösungsmitteln um je einen Drittel lasse sich eine Reduktion der
Luftverschmutzung auf ein für Natur und Mensch ungefährliches Niveau erreichen.
Mehrere kantonale und kommunale Behörden drängten ebenfalls auf ein
einschneidenderes Vorgehen. So verlangte etwa die Exekutive der Stadt Zürich die
Prüfung von Massnahmen wie Benzinrationierung, autofreie Tage, Öko-Bonus und die
Uberwälzung der fixen Motorfahrzeugkosten auf die Benzinpreise, und der Zürcher
Kantonsrat reichte eine Standesinitiative betreffend Erhebung der
Motorfahrzeugsteuern über den Treibstoffpreis ein. 3

L'association «Médecins en faveur de l'environnement» a lancé à Berne une campagne
de sensibilisation: «L'air c'est la vie – Halte aux poussières fines» demandant aux
autorités fédérales de prendre des mesures efficaces pour réduire les émissions de ces
poussières microscopiques qui constituent un important facteur de maladies
(affections respiratoires et cardio-vasculaires). Les médecins ont relevé qu'à peu près
90% de la population helvétique étaient exposés à des concentrations moyennes à
fortes de poussières fines, dont la principale source était les véhicules routiers à
moteur. Les médecins ont proposé un catalogue de mesures parmi lesquelles figurent
l'introduction d’une taxe sur le CO2, de la redevance poids lourds liée aux prestations,
de plans de mesures cantonaux destinés à réduire la pollution de l'air et d'un
encouragement plus net en faveur de l'utilisation des transports en commun. 4

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 02.09.1998
LAURE DUPRAZ

Allgemeiner Umweltschutz

Die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen – insbesondere Wasser, Luft und
Ruhe – wird vielfach als eine Aufgabe betrachtet, die stärker vom Bund an die Hand zu
nehmen sei. Der Bundesrat nahm denn auch in seinen Richtlinien zu einigen
Problemen aus diesem Bereich Stellung. Er machte vor allem geltend, dass der Bund
für die gesamte Wasserwirtschaft eine Aufsichts- und Koordinationsbefugnis haben
sollte, namentlich für die Sicherung der Versorgung mit Trink- und Gebrauchswasser,
und gab bekannt, dass die dazu erforderliche Verfassungsrevision (BRG 11388)
vorbereitet werde. Eine grundsätzliche Änderung der geltenden
Gewässerschutzkonzeption, nach welcher der Vollzug der Bundesvorschriften den
Kantonen überlassen ist, hielt er jedoch nicht für erforderlich. Im Rahmen der
Gesundheitspolitik befürwortete er sodann als weitere Verfassungsergänzung einen
umfassenden Immissionsschutzartikel, der sich nicht bloss auf die Lufthygiene
beschränken würde, und stellte eine entsprechende Vorlage in Aussicht. In der
Prioritätenliste wurden diese Anliegen unter dem Begriff «Abwehr
gesundheitsstörender Faktoren» zusammengefasst. Bundespräsident Spühler führte sie
in seinen Erläuterungen vor den eidgenössischen Räten gleich nach der von ihm
besonders hervorgehobenen Aufgabe der Landesplanung an. In der parlamentarischen
Debatte wurde jedoch kritisiert, dass die Tragweite der erwähnten Probleme in den
Richtlinien noch zuwenig zum Ausdruck komme. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.06.1968
PETER GILG

Der Umweltschutz rückte im Jahre 1971 noch stärker in den Vordergrund des politischen
Geschehens. Verschiedene Organisationen traten mit Aufrufen an die Öffentlichkeit.
Der Schweizer Zweig des World Wildlife Fund stellte ein 44-Punkte-Programm zum
Umweltschutz auf, dem freilich vorgeworfen wurde, es sei nicht genügend sorgfältig
überdacht. Die von der Verpackungsindustrie und vom Detailhandel geförderte «Aktion
saubere Schweiz» wollte vor allem die Gedankenlosigkeit beim Wegwerfen von Unrat
bekämpfen. Die aus dem Eidg. Aktionskomitee gegen den Überschallknall
hervorgegangene neu gegründete Schweizerische Gesellschaft für Umweltschutz rief
die Bevölkerung auf, Informationen über Umweltverschmutzungen zu liefern. Am
bedeutungsvollsten war indessen die Annahme eines neuen Verfassungsartikels
24septies. Dieser Artikel, der den Bund ermächtigt, Vorschriften über den Schutz des
Menschen und seiner natürlichen Umwelt gegen schädliche oder lästige Einwirkungen
zu erlassen und insbesondere die Luftverunreinigung und den Lärm zu bekämpfen,
stiess auf keinen organisierten Widerstand. Er wurde in der Volksabstimmung vom 6.
Juni von fast 93 Prozent der Stimmenden (1'222'493 Ja, 96'380 Nein. Stimmbeteiligung
37%) und von allen Ständen angenommen.

Abstimmung vom 6. Juni 1971

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.06.1971
ULRICH KLÖTI
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Beteiligung: 37.85%
Ja: 1'222'493 (92.7%) / Stände: 19 6/2
Nein: 96'380 (7.3%) / Stände: 0

Parolen:
- Ja: FDP, CVP, SP, SVP, LPS, LdU, EVP, PdA, SD, SAV, eco, SBV, SGB, TravS, VSA
- Nein: keine
- Stimmfreigabe: keine 6

Hauptpunkt der gesetzgeberischen Tätigkeit auf nationaler Ebene war die
Beschlussfassung über das Umweltschutzgesetz. Damit wurde die seit der Annahme
des Umweltschutzartikels im Jahre 1971 bestehende Gesetzeslücke geschlossen.
Gegenüber dem Beschluss der Volkskammer vom Vorjahr widersetzte sich der
Ständerat vorerst einer institutionalisierten Verbands-, Behörden- und
Gemeindebeschwerdemöglichkeit. Von Unternehmerseite wurde dabei eine mangelnde
Legitimierung der bestehenden Umweltorganisationen ins Feld geführt. Vertreter aus
Randregionen fochten mit föderalistischen Argumenten gegen Eingriffsrechte
nationaler Organisationen. Die durch das Waldsterben sensibilisierte Offentlichkeit
reagierte jedoch heftig auf diesen Versuch, das Umweltschutzgesetz zu verwässern. Zur
Sicherung der Beschwerdemöglichkeiten erwogen die Sozialdemokraten, eine
Umweltschutzinitiative zu lancieren. Die betroffenen Umweltorganisationen stellten
ihrerseits ein Referendum in Aussicht. Im Differenzbereinigungsverfahren bekräftigte
jedoch der Nationalrat seinen früheren Entscheid. Unter Namensaufruf beschloss er
mit 141 : 38 Stimmen eindrücklich, an den Beschwerderechten festzuhalten, und
veranlasste damit den Ständerat zum Nachgeben im letzten strittigen Hauptpunkt. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.1983
CLAUDE LONGCHAMP

Ein von BAFU und BAG gemeinsam herausgegebener Bericht «Umwelt und Gesundheit
in der Schweiz» zeigte auf, wie sich Umwelt und Gesundheit auf vielfältige Weise
gegenseitig beeinflussen, welche Fortschritte im Umweltschutz unserer Gesundheit
zugutekommen und wo diesbezüglich Handlungsbedarf besteht. 
Der Bericht wies darauf hin, dass der Zustand der Umwelt in der Schweiz noch lange
nicht ideal sei. So machten etwa die im Zuge des Klimawandels vorkommenden
Hitzewellen vielen Personen zu schaffen; der Druck auf die Gewässer und damit auf die
Qualität der Trinkwasserquellen nehme zu und zusammenhängende naturnahe Flächen,
die uns Menschen als Erholungsräume dienten, fänden sich – zumindest im Mittelland –
nur noch selten. Auf der positiven Seite sei zu vermerken, dass beispielsweise bei
bestimmten Schadstoffen in der Luft seit den 1970er Jahren grosse Fortschritte erzielt
worden seien; Stickoxide, Schwefeloxid und flüchtige organische Verbindungen, welche
nebst Lungenkrankheiten auch die Entstehung von Lungenkrebs und Herz-Kreislauf-
Erkrankungen begünstigten, seien drastisch reduziert worden. In vielen Bereichen
mangle es jedoch noch an wissenschaftlicher Evidenz über die Wechselwirkungen
zwischen Umwelt und Gesundheit; so seien beispielsweise die vielschichtigen
Beziehungen zwischen der Biodiversität und der menschlichen Gesundheit schwer zu
fassen. Die Forschung habe also noch einige Wissenslücken im Hinblick auf das
Wechselspiel zwischen Umwelt und menschlicher Gesundheit zu schliessen. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.11.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Klimapolitik

Nachdem National- und Ständerat je drei Mal über die Revision des CO2-Gesetzes
debattiert hatten, bestanden immer noch einige Differenzen zwischen den Räten und
so kam es in der Herbstsession 2020 zu einer Einigungskonferenz. Diese präsentierte
Vorschläge für alle noch übrig gebliebenen Differenzen, welche in beiden Räten auf
Zustimmung stiessen. Bei der wichtigsten Differenz, der CO2-Abgabe auf Flügen in
Privatflugzeugen, setzte sich die Variante des Ständerates durch, wonach diese Abgabe
je nach Gewicht des Flugzeugs, Reisedistanz und Wettbewerbsfähigkeit des Flugplatzes
zwischen CHF 500 bis CHF 3000 kosten soll. Einig wurden sich die Räte auch bei den
Bussen, die bei der Umgehung der CO2-Abgabe anfallen sollen. Hier stimmte man der
Version des Nationalrates zu, welche vorsieht, dass Bussen auch bei fahrlässiger
Hinterziehung ausgesprochen werden sollen. Bei der letzten Differenz einigten sich die
Räte schliesslich darauf, dass auch Anlagen zur Produktion erneuerbarer Gase in den
Genuss von Beiträgen aus dem Klimafonds kommen sollen. 
In der Schlussabstimmung im Ständerat stimmten einige Mitglieder von SVP und FDP

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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gegen das Gesetz, es wurde jedoch klar angenommen (33 zu 5 Stimmen, bei 6
Enthaltungen). Im Nationalrat kündigte Christian Imark (svp, SO) in einer flammenden
Rede an, dass das vorliegende Gesetz missraten sei und die SVP ein Referendum
dagegen klar unterstützen werde. In der darauffolgenden Schlussabstimmung wurde die
Vorlage mit 129 zu 59 Stimmen bei 8 Enthaltungen deutlich angenommen. Die SVP
stimmte dabei mit einer Ausnahme geschlossen gegen das Gesetz. 9

Im März 2021 bestätigte die BK das Zustandekommen des Referendums über das neue
CO2-Gesetz. Die beiden Komitees «Wirtschaftskomitee gegen das CO2-Gesetz» sowie
«Referendum für einen sozialen und konsequenten Klimaschutz» reichten dafür
insgesamt 72'622 gültige Unterschriften ein. Gemäss Entscheid des Bundesrates wird
diese Vorlage am 13. Juni 2021 zur Abstimmung kommen. 10

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 02.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im März 2021 gab der Bundesrat seine Empfehlung für die Abstimmung über das
revidierte CO2-Gesetz bekannt, welches im Juni 2021 der Stimmbevölkerung vorgelegt
wird. Wie erwartet sprach sich der Bundesrat für die Annahme des Gesetzes aus.
Das Gesetz war im Herbst 2020 von den Räten verabschiedet worden. Zwei Komitees
hatten erfolgreich das Referendum ergriffen; ein linkes Komitee «Referendum für
einen sozialen und konsequenten Klimaschutz», dem das Gesetz nicht weit genug ging,
und ein rechts-bürgerliches «Wirtschaftskomitee gegen das CO2-Gesetz», das das
Gesetz als zu teuer und wirtschaftsfeindlich erachtete.
Bundesrätin Sommaruga erläuterte die Massnahmen des neuen Gesetzes an einer
Pressekonferenz. Mit Lenkungsabgaben (insbesondere mit der CO2-Abgabe) werde
dafür gesorgt, dass sich klimafreundliches Verhalten stärker auszahle. Zudem würden
mit dem revidierten Gesetz klimafreundliche Investitionen in Gebäude und
Infrastrukturen stärker unterstützt und innovative Firmen gefördert. Im Bereich des
Verkehrs werde veranlasst, dass vermehrt emissionsarme Fahrzeuge auf den Markt
kämen. Dadurch werde auch die Abhängigkeit von ausländischen Erdölkonzernen
verringert und stattdessen könne das eingesparte Geld in innovative Schweizer Firmen
investiert werden. Schliesslich sei das Gesetz auch sozial ausgestaltet, weil die Abgaben
mehrheitlich an die Bevölkerung zurückverteilt würden.
Auch die Kantone sprachen sich für ein Ja an der Urne aus. Stellvertretend betonte der
Bündner Regierungspräsident Mario Cavigelli (GR, cvp), Präsident der EnDK, dass für die
Kantone vor allem die Massnahmen im Gebäudebereich (Erhöhung der Energieeffizienz
und erneuerbare Wärmeversorgung) wichtig seien, bei denen das neue Gesetz
zusätzliche Planungssicherheit und Investitionsanreize bringe. 11

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Juni 2021 stimmte die Schweizer Stimmbevölkerung über fünf Vorlagen ab. Nebst
den Referenden über das Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung
von Terrorismus (PMT) und das COVID-19-Gesetz wurde auch über drei
umweltpolitische Vorlagen entschieden: die Trinkwasser-Initiative, die Pestizid-
Initiative sowie das Referendum über das CO2-Gesetz. Im Vorfeld der Abstimmung war
für das CO2-Gesetz eine starke Inserate-Kampagne in den Schweizer Printmedien
verzeichnet worden, wobei deutlich mehr Pro-Inserate geschaltet wurden als Contra-
Inserate. Die Vorumfragen von SRG und Tamedia in April, Mai und Anfang Juni 2021
deuteten noch auf eine relativ knappe Annahme des Gesetzes hin, auch wenn die
anfangs hohe Zustimmungsrate mit der Zeit doch erheblich gesunken war. Am
Abstimmungssonntag selber stand die Entscheidung dann lange Zeit auf Messers
Schneide. Schliesslich wurde das Gesetz mit 48.4 Prozent Ja-Stimmen gegenüber 51.6
Prozent Nein-Stimmen knapp abgelehnt. 

Abstimmung vom 13. Juni 2021

Beteiligung: 59.68% 
Ja: 1'568'036 Stimmen (48.4%)
Nein: 1'671'150 Stimmen (51.6%)

Parolen: 
– Ja: EVP, FDP, GLP, GPS, Mitte, SD, SPS. Weitere Ja-Parolen (nicht abschliessend):
EnDK, KDK, SBV, SGB, SSV, TCS, VCS, Verband öffentlicher Verkehr, VPOD, SAB, Pro
Natura, Greenpeace, WWF, BirdLife, Schweizer Alpen-Club, SwissBanking,
Versicherungsverband, Baumeisterverband, Hotelleriesuisse, Swissmem,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Swisscleantech, Stiftung für Konsumentenschutz, Pro Velo
– Nein: EDU, PdA, SVP, ACS. Weitere Nein-Parolen (nicht abschliessend): Centre
Patronal, Verbände des Autogewerbes, HEV, Swissoil, GastroSuisse, Verband Schweizer
Flugplätze, Westschweizer Sektionen der Klimastreikbewegung 
– Stimmfreigabe: SGV

In den Tagen darauf machten sich die Printmedien auf die Suche nach den Gründen für
dieses überraschende Verdikt, war im Vorfeld doch, wie erwähnt, davon ausgegangen
worden, dass die Vorlage angenommen werden würde. Die Medien machten
verschiedene Ursachen für diesen «Hammerschlag» (NZZ) und diesen
«Scherbenhaufen» (Aargauer Zeitung) aus: Ein gewichtiger Grund wurde in der
terminlichen Verknüpfung dieser Vorlage mit den beiden Agrar-Initiativen (Trinkwasser-
Initiative sowie Pestizid-Initiative) festgemacht. Die beiden Agrar-Initiativen hätten das
bäuerlich-ländliche Milieu stark mobilisiert. Diese Mobilisierung habe dazu geführt,
dass auch das CO2-Gesetz gescheitert sei, weil viele Personen in der Folge pauschal
alle Umweltvorlagen abgelehnt hätten. In diesem Zusammenhang wurde in der Presse
auch auf die Rolle von SBV-Präsident Ritter (mitte, SG) hingewiesen. Einige Zeitungen
stellten sich die Frage, ob er sich zu wenig für das CO2-Gesetz engagiert habe. Ritter
selber sah die Schuld jedoch nicht bei sich. Der SBV habe sich stark gegen die beiden
Agrar-Initiativen engagiert, daher hätten die nötigen Ressourcen für den Kampf für das
CO2-Gesetz gefehlt. Es sei aber der Bundesrat gewesen, der sich dazu entschieden
habe, im Juni fünf Vorlagen an die Urne zu bringen. Auch die FDP, welche die Ja-
Kampagne angeführt hatte, wurde für den Ausgang des Urnenausgangs verantwortlich
gemacht. Die NZZ meinte dazu: «Die Parteileitung hat sich zwar auf den Klimakurs
begeben. Doch es ist ihr misslungen, die eigene Basis vom Nutzen des CO2-Gesetzes zu
überzeugen.» So vermochte der am 14. Juni 2021 angekündigte Rücktritt der FDP-
Parteipräsidentin Gössi (fdp, SZ) die Medien dann auch nicht allzu sehr zu überraschen
– sie stellten ihn teilweise implizit, teilweise explizit mit dem Abstimmungsergebnis in
Zusammenhang. Gössi selber erwähnte das Abstimmungsresultat allerdings nicht als
Grund für ihren Rückzug. Die NZZ machte einen möglichen weiteren Faktor für die
Ablehnung bei der Klimastreik-Bewegung aus, hatten doch einige Westschweizer
Sektionen für die Ablehnung des CO2-Gesetzes geworben, weil ihnen dieses zu wenig
weit ging. Schliesslich hielten die Medien auch fest, dass das Nein-Komitee und hier
insbesondere die SVP und der HEV eine sehr gute Kampagne durchgeführt hätten.
Diese habe darauf abgezielt, finanzielle Ängste zu schüren; das Nein-Komitee habe die
Erhöhung des Benzinpreises und des Heizölpreises sowie die Flugticketabgabe in den
Mittelpunkt gestellt und damit die umfassende Vorlage zu Fall gebracht. 

Ende Juli 2021 wurde die Nachwahlbefragung von gfs.bern publiziert, die weitere
Informationen zu den verschiedenen Faktoren für die Ablehnung lieferte. So sei es
tatsächlich die ländliche Bevölkerung gewesen, welche das CO2-Gesetz zu Fall gebracht
habe, beschied der Bericht. Sie sei mehrheitlich an die Urne gegangen, um gegen die
Agrar-Initiativen zu stimmen, und habe dabei auch gleich ein Nein gegen das CO2-
Gesetz eingelegt. Als Gründe für die Ablehnung wurden finanzielle Aspekte, aber auch
ein Misstrauen gegenüber den Klimawissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern und
den Umweltverbänden ausgemacht. Des Weiteren wurde festgehalten, dass die FDP-
Wählerschaft das Gesetz grossmehrheitlich ablehnte, obwohl sich die Parteispitze
dafür ausgesprochen und die Ja-Kampagne angeführt hatte. Schliesslich hätten gemäss
Bericht nicht die Jungen, sondern vor allem ältere Bevölkerungsschichten mehrheitlich
gegen das CO2-Gesetz gestimmt. 12

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ 

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ 

Indirekter Gegenvorschlag zur Gletscher-Initiative. Netto-Null-
Treibhausgasemissionen bis 2050 (Pa. Iv. 21.501)

Währenddem die Räte die Gletscherinitiative zur Ablehnung empfahlen, fand der
indirekte Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative im Parlament eine Mehrheit. Die
beiden Kammern entschieden, in Umsetzung der parlamentarischen Initiative der
UREK-NR ein neues Bundesgesetz über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die
Stärkung der Energiesicherheit zu schaffen. Mit Reduktionszielen in den verschiedenen
Bereichen, wie etwa Verkehr, Gebäude und Industrie, soll insgesamt das Netto-Null-Ziel
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bis 2050 erreicht werden. Sie hiessen dafür auch zwei Bundesbeschlüsse über die
Förderung neuer Technologien und über ein Programm zum Heizungsersatz gut. Gegen
dieses neue Gesetz kündigte die SVP ein Referendum an. Darüber hinaus stimmten die
Räte für die Schaffung eines dringlichen Gesetzes über Massnahmen zur kurzfristigen
Erstellung einer sicheren Stromversorgung im Winter, welches den Ausbau der
Photovoltaik, insbesondere in den Bergen, sowie die Erhöhung der Grimsel-Staumauer
sicherstellen sollte. Das von der SVP ergriffene Referendum kam zustande, weswegen
sich die Stimmberechtigten am 18. Juni 2023 zum Bundesgesetz über die Ziele im
Klimaschutz, die Innovation und die Stärkung der Energiesicherheit äusserten. Mit  59.1
Prozent Ja-Stimmen wurde das Klima- und Innovationsgesetz an der Urne
angenommen. 

Chronologie
Beschluss für indirekten Gegenvorschlag
Präsentation der Vorlage
Erste Behandlung im Nationalrat
Erste Behandlung im Ständerat
Differenzen
Vorlage wird bereinigt
Referendum kommt zustande

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Résumé 
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Contre-projet indirect à l'initiative sur les glaciers. Zéro émission nette de gaz à effet
de serre d'ici à 2050 (Iv. Pa. 21.501)
(Traduction: Chloé Magnin) 

Alors que les Conseils recommandaient le rejet de l'initiative sur les glaciers, le contre-
projet indirect à l'initiative populaire a trouvé une majorité au Parlement. Les deux
chambres ont décidé, dans le cadre de la mise en œuvre de l'initiative parlementaire de
la CEATE-CN, de créer une nouvelle loi fédérale avec des objectifs visant la protection
du climat, l'innovation et le renforcement de la sécurité énergétique. Avec diverses
mesures dans différents secteurs, comme les transports, les bâtiments et l'industrie,
l'objectif zéro émission nette devrait être atteint d'ici 2050. Les chambres ont aussi
accepté deux arrêtés fédéraux sur la promotion de nouvelles technologies et sur un
programme de remplacement de chauffage. Dans la foulée, l'UDC a annoncé un
référendum contre la nouvelle loi. En outre, les Conseils ont voté pour la création d'une
loi urgente pour prendre des mesures à court terme concernant une source d'énergie
sûre en hiver, laquelle sécuriserait l'expansion photovoltaïque, principalement en
montagne, ainsi que le rehaussement du barrage de Grimsel. Le référendum lancé par
l'UDC ayant abouti, le corps électoral s'est prononcé le 18 juin 2023 sur la Loi fédérale
sur les objectifs en matière de protection du climat, sur l’innovation et sur le
renforcement de la sécurité énergétique. La loi sur le climat et l'innovation a été
acceptée dans les urnes par 59,1 % des votant.e.s.

Chronologie
Décision pour le contre-projet indirect
Présentation du projet
Premier passage au Conseil national
Premier passage au Conseil des Etats
Divergences
Projet est finalisé
Le référendum a abouti
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _
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